
 
Kleine Anfrage 
Gerald Kummer (SPD) vom 05.04.2023 
Gesundheitsförderung für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der hessischen  
Justiz – Teil I 
und  
Antwort  
Minister der Justiz 
 
 
 
Vorbemerkung Fragesteller: 
Die Gesundheit und das Wohlbefinden der Mitarbeitenden der öffentlichen Verwaltung, insbesondere der  
hessischen Justiz, sind von zentraler Bedeutung für die Funktionsfähigkeit und Effektivität unserer Institutionen. 
Gesundheitsmanagement und Gesundheitsförderung sollten daher einen hohen Stellenwert in der Personalpolitik 
einnehmen.  
Vor diesem Hintergrund hatte das Hessische Ministerium der Justiz (HMdJ) eine Kooperation mit dem Fit-
nessanbieter EGYM Wellpass GmbH (früher: Qualitrain GmbH) eingegangen und diese als Gesundheitsma-
nagement für die Mitarbeitenden der Justiz beworben. Die Zusammenarbeit sollte den Mitarbeitenden ermög-
lichen, auf ein breites Angebot an Fitness- und Gesundheitsleistungen zuzugreifen, um so ihre Gesundheit aktiv 
zu fördern.  
Zum 30.04.2023 wurde diese Zusammenarbeit jedoch beendet. Die EGYM Wellpass GmbH gab gegenüber 
den betroffenen Mitarbeitenden an, dass eine finanzielle Bezuschussung durch das HMdJ nicht erreicht werden 
konnte und sich das Unternehmen daher aus der Vereinbarung zurückzieht. Die Entscheidung hat Unverständnis 
und Unzufriedenheit bei den betroffenen Mitarbeitenden ausgelöst, die nun innerhalb eines Monats nicht mehr 
auf das gewohnte Programm zugreifen können. 
 
Diese Vorbemerkung des Fragestellers vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 
 
 
Frage 1.  Welche Gründe führten dazu, dass das HMdJ eine zweijährige Kooperation mit der EGYM Well-

pass GmbH eingegangen ist und diese als Gesundheitsmanagement für die Bediensteten der Justiz 
beworben hat? 

 
Ziel der Kooperation war es, für jede einzelne aktive Bedienstete bzw. jeden einzelnen aktiven 
Bediensteten an den über einhundert Dienststellen der hessischen Justiz eine Option zu schaffen, 
außerhalb des Arbeitsplatzes verschiedene Angebote zur Gesundheitsförderung in Anspruch  
nehmen zu können, um die Gesundheit, das Wohlbefinden und die sogenannte „Work-Life- 
Balance“ zu stärken. Das Anbietermodell ermöglichte den Bediensteten einen Zugang zu einem 
breiten Firmenfitnessnetzwerk ohne eine Bezuschussung oder eine Vollfinanzierung.  
 
 
Frage 2.  Warum wurde die Zusammenarbeit mit der EGYM Wellpass GmbH zum 30.04.2023 beendet? 
 
Frage 3. Kann das HMdJ bestätigen, dass es der EGYM Wellpass GmbH nicht gelungen ist, eine finanzielle 

Bezuschussung durch das Ministerium zu erreichen, und dass dies der Grund für die Beendigung 
der Zusammenarbeit ist? 

 
Die Fragen 2 und 3 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.  
Die EGYM Wellpass GmbH hat die Vereinbarung zum 30.04.2023 überraschend einseitig  
gekündigt. Ausschlaggebend für die Kündigung durch die EGYM Wellpass GmbH war offen-
sichtlich, dass das Unternehmen nicht mehr an der Kostenfreiheit der Vereinbarung für das  
Justizressort festhalten wollte. Diese Kostenfreiheit war aber wesentliche Grundlage der Verein-
barung aus dem Jahre 2021. 
 
Für das Justizressort bestand zu keiner Zeit der Vereinbarung ein Beendigungsgrund. Auch  
seitens der Nutzerinnen und Nutzer gab es sehr positive Rückmeldungen zum Angebot. 
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Die von der EGYM Wellpass GmbH im Rahmen der Kündigung an die Bediensteten erfolgte 
Mitteilung „Leider konnten wir deinen Arbeitgeber nicht von einer Bezuschussung überzeugen, 
weshalb wir den Vertrag beenden mussten.“ suggeriert fehlerhaft, dass entsprechende konkrete 
Gespräche im Vorfeld der Kündigung stattgefunden hätten. 
 
 
Frage 4.  Welche Maßnahmen hat das HMdJ ergriffen, um die betroffenen Mitarbeitenden über das Ende der 

Zusammenarbeit mit der EGYM Wellpass GmbH und die damit einhergehenden Veränderungen 
zu informieren? 

 
Nach Erhalt des Kündigungsschreibens der EGYM Wellpass GmbH am 28.02.2023 (Dienstag), 
dem eine informelle Ankündigung am 24.02.2023 (Freitag) vorangegangen war, wurden sämtli-
che Gremien davon in Kenntnis gesetzt und mit Schreiben vom 07.03.2023 alle Justizdienststellen 
mit der Bitte angeschrieben, die Beschäftigten zu informieren. Im Mitarbeiterportal wurde zudem 
auf die Kündigung der Vereinbarung hingewiesen. Am 19.04.2023 erging zudem ein Minister-
schreiben an sämtliche Bedienstete der Justiz, in dem es heißt:  
 
„Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
mit Schreiben vom 7. März 2023 hatten wir Sie über die Beendigung der zentralen Firmen- 
fitnessvereinbarung mit der EGYM Wellpass GmbH informiert. Zwischenzeitlich haben uns 
Nachfragen und Kritik zu dieser Entwicklung erreicht. Hierauf möchte ich gerne eingehen und 
die Hintergründe näher erläutern. 
 
Zunächst bedauere auch ich, dass es zu der Beendigung der Vereinbarung durch die EGYM 
Wellpass GmbH gekommen ist. Das Unternehmen hat am 28. Februar 2023 einseitig und ohne 
vorherige Kontaktaufnahme mit dem Ministerium die Kündigung des zum 1. Mai 2021 geschlos-
senen Vertrages erklärt. Auch andere Ressorts sind davon betroffen. Ausschlaggebend für die  
Kündigung durch die EGYM Wellpass GmbH war offensichtlich, dass das Unternehmen nicht 
mehr an der Kostenfreiheit der Vereinbarung für das Land festhalten wollte. Diese Kostenfreiheit 
war aber wesentliche Grundlage der Vereinbarung aus dem Jahre 2021. 
 
Aufgrund der Kurzfristigkeit der Kündigung war es leider nicht möglich, erfolgversprechende 
Gespräche über eine andere Form der Fortsetzung der Zusammenarbeit zu führen. Eine evtl. 
Kostenbeteiligung anstelle des für das Land bislang kostenfreien Angebots löst komplexe  
haushalterische, vergaberechtliche, beamten- und arbeitsrechtliche sowie steuerrechtliche Fragen 
aus, die einer sorgfältigen Prüfung bedürfen. 
 
Das Gesundheitsmanagement bleibt für uns selbstverständlich ein wichtiges Thema. Wir prüfen 
daher mit Hochdruck, ob es anderweitige Kooperationsmöglichkeiten mit Fitnessanbietern gibt. 
Entsprechende Gespräche werden bereits geführt. Es besteht in dieser Frage auch ein enger  
Kontakt zu den anderen Ressorts auf Landesebene, auch in Form einer interministeriellen Ar-
beitsgruppe. Ich hoffe sehr, dass es gelingt, die weiter bestehenden Angebote des Gesundheits-
managements, wie zum Beispiel Präventionskurse oder Massagen am Arbeitsplatz, auch in der 
Zukunft durch eine Kooperation mit einem Fitnessanbieter zu ergänzen. Sobald ein Ergebnis vor-
liegt, erhalten Sie umgehend weitere Informationen. In jedem Fall hoffe ich auf Ihr Verständnis 
für die aktuelle Situation.“  
 
Am 22.06.2023 erging ein weiteres Ministerschreiben folgenden Inhalts: 
 
„Sehr geehrte Damen und Herren, 
mit Schreiben vom 19. April 2023 hatte ich Ihnen mitgeteilt, dass wir mit Hochdruck prüfen, ob 
es nach der Kündigung der Firmenfitnessvereinbarung durch die EGYM Wellpass GmbH ander-
weitige Kooperationsmöglichkeiten mit Fitnessanbietern gibt, und dass in dieser Frage ein enger 
Kontakt zu den anderen Ressorts auf Landesebene besteht. 
 
Ich freue mich, Ihnen hierzu folgenden aktuellen Sachstand mitteilen zu können: 
 
Im Rahmen einer interministeriellen Arbeitsgruppe wurde vereinbart, auf ein möglichst gemein-
sames Angebot einer zentralen Firmenfitnessvereinbarung zu setzen. Nach Abschluss der ersten 
Prüfungsergebnisse bereitet das Hessische Ministerium des Innern und für Sport aktuell federfüh-
rend die Ausschreibung einer zentralen Firmenfitnessvereinbarung vor. Diesbezüglich stehen wir 
weiterhin in engem Kontakt mit dem Hessischen Ministerium des Innern und für Sport. 
 
Unser Ziel ist die zeitnahe Etablierung eines neuen Gesundheits- und Sportangebots für die  
Bediensteten der hessischen Justiz. Über die weitere Entwicklung werde ich Sie auf dem Laufen-
den halten.“ 
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Frage 5.  Wurden alternative Lösungen oder Angebote für die betroffenen Mitarbeitenden in Betracht gezo-
gen, um den Wegfall der gewohnten Gesundheitsförderung auszugleichen? 

 
Frage 6. Wie beurteilt die Landesregierung die Situation der betroffenen Mitarbeitenden, die nun innerhalb 

eines Monats nicht mehr auf die gewohnte Gesundheitsförderung zugreifen können? 
 
Frage 7.  Inwiefern entspricht die aktuelle Vorgehensweise der medial kommunizierten Unterstützung für die 

Mitarbeitenden der hessischen Justiz, und welche Maßnahmen plant die Landesregierung, um die 
Gesundheit und das Wohlbefinden der Bediensteten der Justiz zukünftig zu fördern? 

 
Die Fragen 5 bis 7 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 
Auf die Antwort zu Frage 4 wird verwiesen. Zum Angebot des Gesundheitsmanagements wird 
auf die Antwort zu Frage 8 der Kleinen Anfrage der Abgeordneten Schardt-Sauer „Personal im 
Bereich Justiz“, Drucks. 20/7918, verwiesen.  
 
 
Wiesbaden, 28. Juni 2023  

Prof. Dr. Roman Poseck 
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